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ie Zukunftsfähigkeit eines
Landes lässt sich nicht nur
nach gängigen marktwirt-

schaftlichen Kennziffern wie Brutto -
inlandsprodukt oder Pro-Kopf-Ein -
kom men ermitteln, sondern auch
nach Kriterien, die sich in anderen,
hoch entwickelten Industrienationen
als probate Messgrößen für Inno -
vation und künftiges Wirtschafts -
wachs tum bewährt haben. Demnach
gedeihen vor allem kreative Gesell -
schaften, die vorhandenes Wissen am
besten und schnellsten zu neuen,
lukrativen Produkten und Dienstleis -
tungen kombinieren können. 

Voraussetzung für diese kreative
Wirtschaft ist nach dem amerikani-
schen Wirtschaftswissenschaftler Ri -
chard Florida, der die dazugehörige
Theorie begründet hat, eine Gesell -
schaft, in der sich gleichermaßen
Talente, Technologie und Toleranz
entfalten können. 

Der Begriff „Technologie“ steht dabei
für sehr gut ausgebildete Fachkräfte,
für exzellente Hochschulen und
Forschungsinstitute. „Talent“ steht
für einen hohen Bildungsstand und
dafür, das Wissen in gewinnträchtige
Erfindungen umzusetzen und „Tole -
ranz“ steht für ein liberales gesell-
schaftliches Klima. Denn wo diese
Menschen ein Zuhause finden und
akzeptiert werden, entsteht ein sozia-
les Klima, in dem sich die Eliten der
kreativen Wirtschaft wohl fühlen. Wo
diese Eliten leben, denken und arbei-
ten, entstehen Wohlstand, neue Ar -
beitsplätze – und ein Umfeld, das wei-
tere Kreative anlockt und zum Blei ben
bewegt. Dies gewinnt insbesondere
an Bedeutung vor dem Hintergrund
der zunehmenden Mobilität von
Arbeitskräften und Unternehmen, der
sich verstärkenden Internationalisie -
rung der Wirtschaft sowie des an
Tem po gewinnenden strukturellen
Wandels hin zu Wissensökonomien.

Die Fragen, woran sich Politik, Wirt -
schaft, Gesellschaft und der oder die
Einzelne ausrichten, sind immer in
Umbruchzeiten besonders griffig.
Anlass genug, im -
mer wieder nach
Maß stäben und Ori -
entierung, nach Sit -
te und Anstand zu
fragen. 

Die mentale Grund -
s i tuation un se rer
Zeit und ih re geisti-
gen Grund strömun -
gen, reflektieren im -
mer auch das, was
in der Öko nomie,
dem sogenannten
„Reich der Notwen -
digkeit“ Re a lität ist:
eine unerhört be -
schleunigte ökono-
misch-technologi-
sche Ent wick lung,
die bisherige Reich -
weiten, Stan dards
und Nor men perma-
nent sprengt und
die wir in der Re -
flexion, wie in der moralischen Verar -
beitung ihrer Gren zen offenbar nicht
einholen können. 

Es gibt heute nicht mehr viele Men -
schen, die die Herausforde run gen in
Frage stellen, denen sich die Mensch -
heit gegenübersieht. Die offiziellen
Institutionen schließen sich immer
mehr den bekannten Gesellschafts -
kritikern an und bekräftigen, dass die
derzeitige Entwicklung nicht länger
vertretbar sei und dass wir ins Verder -
ben laufen, wenn nicht endlich tief
greifende Veränderungen vorgenom-
men werden. Aber welche? Brauchen
wir mehr oder weniger internationa-
len Handel, Marktwirtschaft, welche
sozialen Praktiken sollten verstärkt
oder verhindert werden? Drängende
Themen entwickelter In dustriestaaten

– nachhaltige Ökono mie, Energie -
wende und Klimaschutz, demografi-
scher Wandel, Zukunft der Bildung
oder der sozialen Balance – sind hoch-

komplexe öffentliche
Fra gen. Und obwohl
diese Themenfelder
uns Ingenieure direkt
betreffen, wird der
Beitrag unseres Be -
rufs standes zu ihrer
Beantwortung nicht
immer sichtbar. 

Wer sieht, wie sehr
allein Internet und
Smartphone unser
Leben in den letzten
zehn Jahren verän-
dert haben, wer
sieht, mit welcher
atemberaubenden
Geschwindigkeit un -
sere fachlichen Me -
thoden und Werk -
zeuge sich in letzter
Zeit geändert haben,
der kann eigentlich
nicht glauben, dass
unsere Welt in 50

Jahren noch so aussieht wie heute.
Die Herausforde rungen an uns Inge -
nieure sind enorm: es geht um die
Verdeutlichung unserer fachlichen
Expertise gegenüber Politik und Ge -
sellschaft, es geht um die Entwick -
lung, Anwendung und Nutzung
anspruchsvoller Technologien und es
geht letztlich auch um Verant wor -
tung. Themenkomplexe, die uns alle
bewegen und die wir nur gemeinsam
angehen können.

Was aber tun? Das Problem fängt
schon bei der Haltung an: Es ist man-
cherorten ein ebenso lautes wie lar-
moyantes Klagen zu hören, es wird
nach Schutzzäunen und Regulierung
gerufen, wo Offenheit und Gestal -
tungs wille gefragt wären. Die Ar -
beits  bereiche von uns Ingenieuren

Talent, Technologie und Toleranz
Von Wilfried Grunau, Präsident des ZBI
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werden immer vielfältiger. Die neuen
Techno logien und Möglichkeiten er -
öffnen uns ein wesentlich breiteres
Spek trum. Dieses Wissen zu transpor-
tieren, diese kreative Vielfältigkeit
und Innovationsfähigkeit im Sinne
eines positiven Wandels zu sehen ist
die große Herausforderung an uns
alle.

Gesellschaften, die Talente, Technolo -
gie und Toleranz fördern und leben,

sind auf lange Sicht erfolgreicher. Und
mit diesen drei „T“ ist die Eigenschaft
der Neugierde verbunden. Neugierig
ist aber nur, wer in sich selber ruht
und aus dieser Gelassenheit Zuver -
sicht schöpft statt Verzagtheit. 

Wenn wir Ingenieure die Entwick -
lungs potenziale unserer Fachdiszipli -
nen noch besser vermitteln wollen,
wenn wir unseren Berufsstand poli-
tisch und gesellschaftlich mehr in den

Vordergrund rücken wollen, dann
müssen wir auch fachübergreifende
Themenfelder besetzen und uns
damit auseinandersetzen und ge -
mein sam mit Inhalten füllen. 

Und dazu müssen wir uns als Ver -
bände gemeinschaftlich organisieren,
ansonsten wir bzw. unsere Interessen
in der politischen und gesellschaft-
lichen Diskussion als bedeutungslos
eingestuft werden,
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Ohne Zuwanderung fehlen Fachkräfte
Arbeitsmarktprognose 2030

Ingenieure in der Wirtschaft
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ohlstand und Wirt schafts -
wachstum bleiben nur er -
halten, wenn es weiterhin

eine hohe Zahl an Erwerbstätigen
gibt. Dafür ist Zuwanderung dringend
nötig. Das zeigt die Studie „Arbeits -
markt 2030. Die Bedeutung der
Zuwanderung für Beschäftigung und
Wachstum“, die Bundesarbeits minis -
terin Nahles, Bundesfamilienministe -
rin Schwesig und die Migrationsbe -
auftragte Özoguz Anfang Februar in
Berlin vorgestellt haben.

Mit dem im Auftrag des BMAS erstell-
ten Bericht liegt eine detaillierte und
wissenschaftlich fundierte Einschät -
zung der Entwicklung der gesamt-
wirtschaftlichen Arbeitskräfte nach -
frage und des -angebots bis zum Jahr
2030 in Deutschland vor. Der aktuelle
Bericht konstatiert eine positivere
Arbeitsmarktentwicklung als noch
2012. Insbesondere eine stärkere
Erwerbsbeteiligung als auch eine
höhere Nettozuwanderung tragen
dazu bei. Die durch die Bundesre -
gierung eingeleiteten Maßnahmen im
Rahmen des Fachkräftekonzepts er -
weisen sich als richtig und wichtig. 

Die Anstrengungen dürfen jedoch
nicht nachlassen, um sicherzustellen,
dass diese Prognose wirklich eintrifft
und der Wirtschaft künftig genügend
Fachkräfte zur Verfügung stehen. 

Fachkräftelücken werden bis zum Jahr
2030 insbesondere bei den Gesund -
heitsberufen, Managern und leiten-
den Angestellten, Ingenieuren und
Naturwissenschaftlern erwartet. Hin -
sichtlich der Fachkräftesicherung sieht
die Prognose große Potentiale bei
Frauen sowie Menschen mit Migra -
tions hintergrund. 

Das Ergebnis der Untersuchung:
Deutsch land braucht mehr Zuwan -
derung, aber auch mehr Frauen und
Ältere im Arbeitsmarkt. „Ein wan -
derung allein reicht nicht, um unseren

künftigen Fachkräftebedarf zu dec-
ken. Beschäftigung hochhalten, das
ist nichts Abstraktes. Das bleibt
Dauer aufgabe“, so Bundesarbeitsmi -
nis terin Andrea Nahles.

Nach dem Jahr 2030 werden sich die
Auswirkungen des demografischen
Wandels weiter verstärken, so dass bis
zum Jahr 2050 ein weiterer Rückgang
der Erwerbspersonen in Millionen -
höhe zu erwarten ist. Trotz der gegen-
wärtigen Erfolge bleibt die Fach kräf -
te sicherung daher eine der wichtig-
sten Herausforderungen für Deutsch -
land in den kommenden Jahrzehnten. 

Deutschland als
Einwanderungsland beliebt

In der Studie „Arbeitsmarkt 2030“
werden Szenarien zu Arbeitskräfte -
nachfrage und–angebot entwickelt.
Ein besonderes Augenmerk dabei
liegt auf der Zuwanderung. Insgesamt
bilanziert die Untersuchung, dass sich
der Arbeitsmarkt in den vergangenen
Jahren deutlich positiver entwickelt
hat als angenommen. Es waren mehr
Menschen erwerbstätig als 2012 und
2013. Vor allem aber sind in dieser
Zeit mehr Menschen zugewandert als
weggegangen. Sie arbeiten hier, zah-
len in die Sozialkassen ein und stärken
die Wirtschaftskraft Deutschlands.

Nach wie vor kommen zwei Drittel
der Zuwanderer aus den EU-Staaten.
Inzwischen ist es aber auch für Fach -
kräfte aus Nicht-EU-Staaten leichter,
in Deutschland zu arbeiten. Das geht
zum Beispiel mit der Blue Card. Die
Zahlen zeigen: Seit 2010 ziehen jedes
Jahr rund 300.000 Menschen mehr
vom Ausland nach Deutschland als
von Deutschland ins Ausland. Laut
Statistischem Bundesamt betrug der
Wanderungssaldo im Jahr 2013 sogar
429.000 Menschen. Deutschland ist
inzwischen nach den USA das belieb-
teste Einwanderungsland.

Zuwanderung verbessert
Arbeitskräfteprognose

Im Bericht „Arbeitsmarkt 2030“
haben die Wissenschaftler nun in
zwei Prognosen vorgerechnet, wie
sich Zuwanderung auf die Fachkräfte -
entwicklung auswirkt. Ursprünglich
sind die Experten davon ausgegan-
gen, dass der Wanderungssaldo nur
durchschnittlich 200.000 Zuwanderer
im Jahr beträgt. Rechnet man dies auf
das potenzielle Fachkräfteangebot im
Jahr 2030 hoch, würde dies um rund
zwei Millionen Erwerbspersonen sin-
ken. Legt man nun jedoch die zweite
Variante zugrunde, die von einem
Wanderungssaldo ab dem Jahr 2020
von rund 300.000 Menschen aus-
geht, würde die Zahl der erwerbsfähi-
gen Menschen in 2030 voraussicht-
lich nur um 0,9 Millionen sinken.
Diese Bilanz unterstreicht, wie wichtig
die Zuwanderung ist.

Erwerbsbeteiligung erhöhen

Unter dem Strich werden dennoch
Erwerbstätige fehlen. Deshalb gilt es,
vor allem Frauen und Ältere, aber
auch in Deutschland lebende
Migranten stärker am Erwerbsleben
zu beteiligen. „Noch immer verschen-
ken viele Unternehmen großes Poten -
tial, wenn sie auf die qualifizierten
Frauen verzichten“, sagte Bundes -
familienministerin Schwesig. Nach
wie vor verlasse sich die Wirtschaft
darauf, dass der Mann Vollzeit rund
um die Uhr verfügbar sei, weil die
Frau im Zweifel ja für die Kinder
sorge. „Allzu häufig geht die Arbeits -
welt noch von einem völlig überhol-
ten Familienmodell aus. In Wahrheit
wollen die meisten jungen Frauen
Kind und Job. Und viele junge Män -
ner wollen selbstverständlich gleich-
berechtigt für ihre Kinder da sein.
Diesem Wandel müssen wir Rech -
nung tragen“, so Schwesig.

W



Anstrengungen verstärken

Laut Nahles müsse sich die Arbeits -
welt in vier Punkten verändern:

n Ein neuer Flexibilitätskompromiss:
Die Stunden für Arbeit und Fa mi -
lienleben müssen besser verteilt
werden – und zwar bei Frauen und
bei Männern. „Wir müssen skandi-
navischer werden.“

n Qualität „made in Germany“: Wir
müssen länger im Lebensverlauf
arbeiten und dabei gesund blei-
ben. „Gesundheit darf nicht der
Preis für wirtschaftlichen Erfolg
sein.“

n Die Kompetenzen der Menschen
in den Mittelpunkt stellen: Jeder
siebte Beschäftigte arbeitet unter
seinem Qualifikationsniveau. „Hier
werden Potenziale verschenkt.“

n Zuwanderung ist nötig: „Nur eine
offene Gesellschaft ist eine innova-
tive Gesellschaft.“

Für Einwanderung werben

Staatsministerin Aydan Özoguz unter-
strich: „Um unser Wohlstandsniveau
zu erhalten, brauchen wir dringend
eine Doppelstrategie: Einerseits müs-
sen wir die inländischen Potentiale er -
schließen. Andererseits brauchen wir
noch mehr qualifizierte Einwan derung
und müssen dringend dafür werben.“

Die wichtigsten Zahlen und
Fakten auf einen Blick:

In der Basisvariante der Prognose
(Wanderungssaldo 200.000 jährlich
ab 2020) wird bis zum Jahr 2030 (im
Vergleich zum Jahr 2013)

n die Bevölkerung zwischen 20 und
64 Jahren um rund 5 Mio. sinken

n die Zahl der Erwerbspersonen um
2,0 Mio. sinken

n die Zahl der Erwerbstätigen um
1,0 Mio. sinken

n die Zahl der Erwerbslosen um 1,0
Mio. auf 1,2 Mio. sinken.

Weitere Ergebnisse der Basisvariante
sind, dass die Zahl der Erwerbstätigen
n mit Hochschulabschluss um 2,2

Mio. steigen wird (2030 ggü. 2013)
n mit dualer Berufsausbildung um

rund 300.000 sinken wird (2030
ggü. 2013)

n ohne Berufsabschluss um 2,4 Mio.
sinken wird (2030 ggü. 2013)

In der Variante hohe Zuwanderung
(Wanderungssaldo 300.000 jährlich
ab 2020) wird bis zum Jahr 2030: 
n die Bevölkerung zwischen 20 und

64 Jahren um 3,9 Mio. sinken
n die Zahl der Erwerbspersonen um

0,9 Mio. sinken
n die Zahl der Erwerbstätigen um

rund 0,1 Mio. steigen
n die Zahl der Erwerbslosen um

knapp 1,1 auf 1,1 Mio. sinken.

(Bundesregierung/BMAS)
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ei der Suche nach Mitar -
beitern stellen die Bereiche IT
sowie Ingenieurwesen und

Technik für deutsche Arbeitgeber der-
zeit die größte Herausforderung dar.
Das ist das Ergebnis einer Studie, für
die Deutschlands Online-Jobbörse
StepStone Unternehmen befragt hat.
Drei von vier Unternehmen empfin-
den es derzeit als große Heraus for -
derung, geeignete Kandidaten für
ihre offenen Stellen zu finden. Dabei
wird der Wettbewerb um passende
Talente nicht leichter. Rund die Hälfte
der befragten Unternehmen ist der
Meinung, dass die Fachkräfte nach -
frage 2015 das Niveau aus dem Vor -
jahr halten wird. Jeder Vierte glaubt,
der Personalbedarf werde sogar noch
zunehmen, wobei nur 6 Prozent mit
einer Abnahme rechnen.

Fachkräftemarkt 
2015

B



ie Gewerkschaften sind an -
scheinend wieder en vogue.
Sie haben nicht nur politische

Ziele wie den Mindestlohn durchge-
setzt, sondern auch den rückläufigen
Mitgliedertrend gestoppt. In den
kom menden Jahren wird ihnen aller-
dings die Bevölkerungsentwicklung
zu schaffen machen.

In Deutschland sind etwa 8 Millionen
Beschäftigte Mitglied einer Gewerk -
schaft. Davon entfallen allein 6,1
Millionen auf die acht im DGB zu -
sammengeschlossenen Einzelge werk -
schaften, weitere 1,3 Millionen auf
den „beamtenbund und tarifunion“
sowie 300.000 auf den Christ lichen
Gewerkschaftsbund Deutsch lands.
Daneben gibt es noch einige Berufs -
gewerkschaften, die – wie der Mar bur -
ger Bund oder die Vereinigung Cockpit
– keinem Dachverband angehören.

Zieht man von der Gesamtzahl der
Gewerkschaftsmitglieder alle Rentner
und Arbeitslosen ab und setzt an -
schließend die Aktiven ins Verhältnis
zu allen abhängig Beschäftigten, er -
hält man den gewerkschaftlichen Or -
ga nisationsgrad.

Dieser ist nach der Wende bis zum
Jahr 2006 kontinuierlich zurückge-
gangen, von 27 Prozent im Jahr 1994
auf 18 Prozent im Jahr 2006. Seit die-
sem Tiefpunkt konnten die Gewerk -
schaften ihren Einflussbereich aller-
dings wieder vergrößern.

Eine Auswertung der Allgemeinen Be -
völkerungsumfrage der Sozialwissen -
schaften zeigt, dass 2012 jeder fünfte
Beschäftigte organisiert war.

Den jüngsten Zuwachs verdanken die
Gewerkschaften vor allem männli -

chen Arbeitnehmern. Hier stieg der
Anteil der Organisierten seit 2006 um
3,4 Prozentpunkte auf 26,1 Prozent.
Der der Frauen legte dagegen nur um
1,8 Punkte auf 14,2 Prozent zu. Da -
mit ist es den Gewerkschaften nicht
gelungen, die wachsende Zahl berufs-
tätiger Frauen anzusprechen. Das
betrifft vor allem die kaum organisier-
ten Teilzeitbeschäftigten.

Eine weitere Baustelle für die Ge -
werkschaften zeigt sich nach einem
Blick auf die Altersstruktur der Mit -
glieder. Demnach sind auch jüngere
Arbeitnehmer eher gewerkschaftsmü-
de: In den Jahren 2008 bis 2012 lag
der Organisationsgrad der 18- bis 30-
Jährigen nur bei knapp 14 Prozent.
Dagegen sind 25 Prozent der über 50-
Jährigen Mitglied einer Gewerkschaft.

Wenn also in den nächsten Jahren die
älteren, gut organisierten Jahrgänge
in den Ruhestand gehen, rücken jün-
gere, schlechter organisierte Jahr -
gänge nach.

Auffallend ist, dass die Gewerk schaf -
ten auch bei den Angestellten unter-
durchschnittlich abschneiden (Grafik).
So waren zuletzt zwar 36 Prozent der
Beamten und 23 Prozent der Arbeiter
organisiert, der Organisationsgrad der
Angestellten belief sich aber nur auf
16 Prozent.

Zudem gilt, dass Beschäftigte mit ge -
ringer Qualifikation deutlich seltener
zur Mitgliedschaft in einer Gewerk -
schaft neigen als Beschäftigte mit
höherer Qualifikation.

(iw)

Gewerkschaften: In der Demografiefalle
Trendwende unter Vorbehalt
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Qualifikation gering: zum Beispiel Angestellte mit einfachen Tätigkeiten und
Beamte im einfachen Dienst; mittel: zum Beispiel angelernte Arbeiter und Beamte
im mittleren Dienst; gehoben: zum Beispiel Angestellte mit schwierigen Tätigkeiten
und Facharbeiter; höher: zum Beispiel Beamte im höheren Dienst und Meister
Ursprungsdaten: Allgemeine Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS)

Jeder dritte Beamte
ist organisiert
Gewerkschaftsmitglieder in Prozent
der jeweiligen Gruppe

Beruflicher Status

26,5 14,7 35,8 13,8 18,0 23,7 19,2

Qualifikation

Arbeiter geringAngestellte mittelBeamte gehoben höher

Durchschnitt
2002 bis 2006

22,6 15,8 36,1 12,4 18,1 22,6 19,0

2008 bis 2012
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Keine Kapazitätszahlungen für Kohle- und Gaskraftwerke
Wissenschaftler befürworten Mix von Maßnahmen
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usätzliche Zahlungen an die Be -
treiber von Kohle- und Gas -
kraftwerken sind gegenwärtig

nicht erforderlich, um die Stromver sor -
gung in Deutschland sicherzustellen.
Zu diesem Ergebnis kommen Wis sen -
schaftler deutscher Forschungs insti -
tute in einer aktuellen Unter suchung.
Sie weisen insbesondere darauf hin,
dass derartige Zahlungen erhebliche
ökonomische Risiken bergen und die
Umsetzung der Ener gie wende gefähr-
den könnten. Die For scher sprechen
sich stattdessen dafür aus, den Strom -
markt zu stärken, die Erzeugung er -
neuerbaren Stroms be darfsgerechter
zu gestalten und den Ausbau von
Netzen, Speichern und Nachfrage -
management voranzutreiben.

In einer aktuellen wissenschaftlichen
Untersuchung kommen Wissen -
schaft ler des Deutschen Zentrums für
Luft- und Raumfahrt (DLR), des Helm -
holtz-Zentrums für Umweltforschung
(UFZ) und des Zentrums für Euro -
päische Wirtschaftsforschung (ZEW)
sowie der Freien Universität Berlin, der
Universität Münster und der Uni ver -
sität Stuttgart zu dem Schluss, dass
die Einführung eines gesonderten
Kapazitätsmechanismus kurz- bis
mittelfristig nicht notwendig ist, um
die Versorgungsicherheit zu gewähr-
leisten. 

Das Bundeswirtschaftsmi niste rium
prüft gegenwärtig, ob Kraft werks -
betreiber zukünftig für bereitgehalte-
ne Kapazitäten von Kraft werken,
unabhängig davon, ob sie tatsächlich
Strom ins Netz einspeisen, entlohnt
werden sollen.

Gefahr durch Fehlanreize

„Bei der Diskussion um Kapazitäts -
zahlungen darf nicht nur auf Ver -
sorgungssicherheit geschaut werden“,
betont Dr. Paul Lehmann, Ökonom am
UFZ. Entscheidend sei auch, welche

zusätzlichen Kosten durch einen sol-
chen staatlichen Ein griff auf die deut-
sche Volkswirtschaft und die Strom -
verbraucher zukommen. Aufgrund
fehlender Erfahrungs werte und politi-
scher Einflussnahme, so das Ergebnis
der Studie, besteht die Gefahr von
Fehlanreizen, durch wel che der Wei -
terbetrieb unflexibler und CO2-intensi-
ver Kraftwerke gefördert und so der
angestoßene Umbau der Strom er -
zeugung erschwert wür de.

Weiterhin befürchten die Wissen -
schaft ler, dass einmal gewährte Kapa -
zitätszahlungen politisch nur schwer
zurückzunehmen seien, auch wenn
sich zukünftig herausstellen sollte,
dass solche zusätzlichen Zahlungs -
ströme ökonomisch nicht gerechtfer-
tigt sind. "Noch ist unklar, ob und in
welcher Form Versorgungsengpässe
in Zukunft überhaupt auftreten wer-
den", stellt Matthias Reeg vom DLR-
Institut für Technische Thermodyna -
mik in Stuttgart klar. „Die Vorfest -
legung auf derartige Zahlungen wäre
zum heutigen Zeitpunkt äußerst pro-
blematisch.“

Grundsätzlich sei der Strommarkt in
seiner heutigen Ausgestaltung durch-
aus in der Lage, auch zukünftig effi-
zient Versorgungssicherheit zu ge -
währ leisten. Allerdings könnten diver-
se marktliche und staatliche Ur -
sachen, wie etwa die Marktmacht
einzelner Stromproduzenten oder
Unsicherheit über die zukünftige
Ausgestaltung der Energiepolitik, die
Funktionalität des Marktes hemmen.
"Maßnahmen, die diese Markthemm -
nisse reduzieren und die Funktions -
weise des Strommarktes fördern, sind
aus heutiger Sicht der Schaffung eines
neuen Kapazitätsmarktes klar vorzu-
ziehen", hebt ZEW-Ökonom Dr. Do -
minik Schober entsprechend hervor.

Die Forscher befürworten daher ein
breites Maßnahmenbündel, um die

Strom versorgung in Deutschland
weiterhin sicherzustellen. Denn Ver -
sorgungssicherheit werde nicht nur
durch den Einsatz von Kohle- und
Gaskraftwerken garantiert. Wichtig
sei es auch, den Strommarkt an die
Bedürfnisse fluktuierender Stromer -
zeu gung anzupassen. Gleichzeitig
müsse die Einspeisung von regenerati-
vem Strom bedarfsgerechter gestaltet
werden. Hierbei spiele vor allem die
regelbare Stromerzeugung in Bio -
masse anlagen eine wichtige Rolle,
deren Flexibilitätspotenziale trotz poli-
tischer Bemühungen nach wie vor
kaum ausgeschöpft würden. Nach
aktuellen Berechnungen liegt für die
Biomasse bis zum Jahr 2020 ein
Potenzial von bis zu 15 Gigawatt vor,
das entspricht knapp einem Viertel
der durchschnittlichen Stromnach -
frage. 

Und auch die vermeintlich unflexible
Stromerzeugung aus Wind und Son-
ne könne einen stärkeren Beitrag zur
Versorgungssicherheit leisten, wie
dies etwa in Dänemark bereits heute
der Fall ist. Beispiels weise können
Photovoltaikanlagen gefördert wer-
den, die nach Osten und Westen aus-
gerichtet sind und somit nicht primär
in der Mittagszeit, sondern in den
Morgen- und Abendstunden Strom
liefern. Zudem können entscheidende
Beiträge für die Versorgungssicherheit
auch durch den Bau von Netzen und
Speichern sowie die Flexibilisierung
der Nach frage erreicht werden. Eine
solche Flexibilisierung erfordere, dass
die Endverbraucherpreise stärker
Überan gebote und Knappheiten am
Strom markt widerspiegelten als bis-
her. In Anbetracht dieser alternativen
Hand lungsmöglichkeiten raten die
Wissen schaftler daher zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt von der Ein -
führung von weiteren Kapazitäts -
zahlungen ab.

(DLR)
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ie Ingenieure für Kommuni -
kation (IfKom) sehen fehlen-
de Standards und unklare

rechtliche und datenschutzrechtliche
Rahmenbedingungen als Haupt grün -
de für die relativ langsame Einführung
der Maschine-zu-Maschine-Kommu -
nikation in Deutschland an. Hinzu
kom men Zweifel an der Rentabilität
sowie eine hohe Komplexitäts schwel -
le, die insbesondere mittelständische
Unternehmen davon abhalten, Ma -
schi nenkommunikation (m2m – ma -
chine-to-machine) in ihren Betrieben
einzuführen.

Die Bedeutung der m2m-Kommuni -
kation ist in den letzten Jahren
gestiegen. Sie hat im Rahmen von
Industrie 4.0 ebenso Einzug in die
Produktion gehalten wie in die Lo -
gistik oder Gebäudetechnik. Auch die
derzeit präsentierten selbstfahrenden
Autos kommen nur mir Ma schinen -
kommu nikation voran, häufig auch
car-to-car-Kommunikation genannt.
Dabei tauschen Fahrzeuge jedoch
nicht nur untereinander Informa -
tionen aus, sondern auch mit der
Infrastruktur, etwa Ampeln und sogar
mit Fuß gängern, die mit „Wearable
Devices“ oder Smartphones ausge-
stattet sind.

An diesen Beispielen zeigen sich die
aktuellen Herausforderungen deut-
lich: Was technisch möglich ist, ist
rechtlich oder im Bezug auf die erho-
benen Daten weitgehend Neuland!
Schuld- und Haftungsfragen sind
ebenso ungeklärt wie die Frage, wel-
che Daten in einem Auto erhoben
und mit wessen Wissen oder Zu -
stimmung diese Daten an wen über-
mittelt werden. Immerhin hat heute
ein Mittelklassefahrzeug eine Rech -
ner leistung von rund 20 PC an Bord.
Schon jetzt werden jede Menge
Daten in den Werkstätten ausgelesen,
die nach Angaben der Autohersteller
nicht personen- sondern fahrzeugbe-

zogen sind. Einer aktuellen BITKOM-
Untersuchung zufolge sind fast drei
Viertel der Befragten der Ansicht,
dass jeder Autofahrer selbst entschei-
den sollte, ob z.B. das automatische
Notrufsystem im Fahrzeug aktiviert
wird. Hier muss der Gesetzgeber ab -
wägen, ob die Sicherheit für alle
Verkehrsteilnehmer oder die Daten -
autonomie für Autofahrer höher ein-
zuordnen ist. In diesem Zusammen -
hang begrüßen die IfKom die Stel -
lungnahme des Bundesjustizministers,
der feststellt, Autofahrer müssten
selbst entscheiden dürfen, welche
Daten erhoben und an wen sie über-
mittelt werden.

Auch für Unternehmen steht der
Datenschutz bei der m2m-Kommuni -
kation an vorderer Stelle. Nach einer
neuen Untersuchung von eco – Ver -
band der deutschen Internetwirt -
schaft sehen 74% der Befragten die
Angst vor Manipulation von außen
und vor dem Ausspionieren von Un -
ternehmensdaten als größtes Hinde -
rnis für die Einführung von m2m an.

Daneben stellen die Wirtschaftlichkeit
und die Komplexität von m2m-
Lösungen große Herausforderungen
dar. Insbesondere im Mittelstand
herrscht daher noch Zurückhaltung
bei der Einführung von m2m-Pro -
zessen.

Erfolgsfaktoren
Datenschutz, Rentabilität
und Komplexitätsminderung

Neben der Forderung an die Politik
nach eindeutigen rechtlichen und
datenschutzrechtlichen Regelungen
fordern die IfKom daher auch die
Industrie auf, bei der Entwicklung von
m2m-Lösungen auf die Finanzierbar -
keit und Komplexitätsminimierung
durch Standards zu achten. Neben
dem Datenschutz sind diese beiden
Faktoren entscheidend, um das Ver -
trauen der Unternehmen in m2m-
Kom munikation zu stärken und damit
Deutschland international wettbe-
werbsfähig zu erhalten.

(IfKom)

Ingenieure in der Gesellschaft

Maschinenkommunikation 
Fehlende Standards, unklare rechtliche Rahmenbedingungen
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Öffentlicher Dienst: Was bleibt – und was nicht?
Rede von Bundesinnminister de Maizière auf der dbb-Jahrestagung 

Ingenieure im Öffentlichen Dienst
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ngesichts der Veränderun -
gen in der Welt, die allein im
letzten Jahr angestanden

haben und auch jetzt anstehen, stellt
sich auch für den Staat mit seinen
Beschäftigten die Frage nach dem
„Was bleibt – und was nicht?“ stets
aufs Neue. Hierauf müsse die Politik
mit einem klaren Grundsatz antwor-
ten, forderte Bundesinnenminister Dr.
Thomas de Maizière auf der Jahres -
tagung des Deutschen Beamtenbun -
des (dbb) vor den Gewerkschafts -
mitgliedern und Gästen aus Politik
und Gesellschaft. „Der einfache
Grund satz lautet: Wenn wir dem
Staat eine Aufgabe zuweisen, dürfen
wir diejenigen nicht allein lassen, die
diesen Auftrag umsetzen.“ Die Jahre -
stagung steht unter dem Motto:
„Verfassung ohne Verfallsdatum –
Gesellschaft im Wertewandel“.

„Personal und Ausstattung müssen
stimmen!“ Das sei in Zeiten von
Sparsamkeit und Schuldenbremse
nicht einfach und verlange Ehrlichkeit.
„Doch wenn der Staat eine Aufgabe
übernimmt“, so der Bundesinnen -
minister, „dann verknüpft sich damit
– zu Recht – die allgemeine Erwar -
tung, dass die Aufgabe sachgerecht
und zuverlässig erledigt wird. Das hat

seinen Preis.“ Als gelungene Beispiele
nannte der Minister das Aufstocken
der Stellenhaushalte der Sicherheits -
be hörden und des Bundesamtes für
Migration und Flüchtlinge. „Es ist
jetzt nicht die Zeit und die Lage,
Stellen im Integrations- und Sicher -
heitsbereich einzusparen. Und vor
einem Jahr war noch keine Rede von
über 200.000 Flüchtlingen, die in
unser Land kommen, auch wenn wir
wussten, dass die Zahlen deutlich stei-
gen werden.“

Vor dem Hintergrund anhaltender
Respektlosigkeit und auch Gewalt
gegen Beschäftigte im öffentlichen
Dienst appellierte der Minister an
Politik und Gesellschaft, sich schüt-
zend vor die Beschäftigten zu stellen.
„Niemand erwartet von Bürgerinnen
und Bürgern einen Untertanengeist
gegenüber Mitarbeitern im öffent-
lichen Dienst. Aber die hohe Zahl der
Gewalttaten vor allem gegen Poli zei -
beamte, aber auch gegen Beschäf -
tigte der Bundesagentur für Arbeit ist
nicht hinnehmbar“. Deshalb gehe
man zusammen mit den Ländern in
der Innenministerkonferenz den Ur -
sachen auf den Grund und prüfe ver-
schiedene Gegenmaßnahmen. „Das
Thema 'Gewalt gegen Beschäftigte'

steht zu Recht auf der Tagesord -
nung“, hob der Minister positiv her-
vor. 

An die Beschäftigten im öffentlichen
Dienst gerichtet bekräftigte er, dass
bewährte Grundsätze für den öffent-
lichen Dienst, wie beispielsweise eine
anständige Bezahlung, das Streikver -
bot für Beamte, die Tarifautonomie
sowie der Erhalt der beiden Status -
gruppen weiterhin ihre Berechtigung
hätten. Mit Blick auf den Arbeitsplatz
der Zukunft im Zeitalter von Digita -
lisierung und demografischem Wan -
del ließe sich „die Spannung von
Bewahren und Fortschritt nur im
Schulterschluss mit den gewerk-
schaftlichen Interessenvertretungen
der Beschäftigten lösen“. Auf beiden
Seiten sei Kreativität und Offenheit
gefragt. Als Beispiel nannte der
Minister eine „kreative demografie-
vorsorgende Stellenpolitik“ der
öffentlichen Arbeitgeber, für die er
sich einsetzen werde. Wer diese
Grundhaltungen beherzige und auf
die Leistungskraft und Zuverlässigkeit
der Verwaltungen vertraue, könne –
heute wie vor 25 Jahren – selbstbe-
wusst und zuversichtlich die Verände -
rungen annehmen und gestalten,
resümierte der Minister. BMI)

as Bundeskabinett hat am
11.02.2015 den Gesetzent -
wurf zur Änderung des Infor -

mationsweiterverwendungsgesetzes
(IWG) beschlossen. Das novellierte
IWG ergänzt den Rechtsrahmen für
Open Data. Mit dem Änderungs ge -
setz sollen die neuen EU-Vorgaben
über die Weiter verwendung von In -
for mationen des öffentlichen Sek tors
in deutsches Recht umgesetzt wer-
den. Die vorgesehenen Regeln ge -

währleisten, dass bereitgestellte Da -
ten einfacher weiterverwendet wer-
den dürfen. Ohne Antrag, Nachfrage
oder Ge nehmigung ist dann sowohl
eine kommerzielle als auch eine nicht-
kommerzielle Nutzung möglich. Auch
das nationale Daten portal GovData
wird gestärkt: Auf GovData sollen
nach dem novellierten IWG Be schrei -
bun gen von maschinenlesbaren Da -
ten (Metadaten) bereitgestellt wer-
den.

Im September 2014 hatte die Bundes -
regierung bereits einen Aktionsplan
beschlossen, mit dem die Bundesver -
waltung zum Vorreiter bei der offe-
nen Bereitstellung von Verwaltungs -
daten werden soll. Darin verpflichten
sich die Bundesbehörden, bis zum
Ende des ersten Quartals 2015 jeweils
mindestens zwei Datensätze auf dem
ebenenübergreifenden Datenportal
GovData zu veröffentlichen. 

(BMI)

Open Data gestärkt

D
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Ingenieuraus- und Weiterbildung

Ingenieure in Führungspositionen gefordert
Vorbereitende Ausbildung dringend notwendig
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ehr Ingenieure in Füh -
rungs positionen sowie ei -
ne stärker auf Manage -

ment aufgaben vorbereitende Ausbil -
dung sind dringend notwendig, um
Deutschlands Wirtschaft im Wett be -
werb zu stärken. Das ist das Ergebnis
eines Treffens zwischen dem Vizeprä -
si denten des Zentralverbandes der In -
ge nieurvereine (ZBI), Dipl.-Ing. Heinz
Leymann, und Univ.-Prof. Dr. phil.
Ralph Dreher, Inhaber des Lehrstuhls
für Didaktik der Technik am Berufs -
kolleg der Universität Siegen und Vize -
präsident der Ingenieurpädago gi schen
Wissenschaftsgesellschaft e.V. (IPW).

Technische Neuerungen erfolgen in
im mer schnelleren Zyklen. Ohne inno-
vative Produkte haben immer mehr
Un ternehmen geringe Chancen im
Wett bewerb. Zurzeit sind allerdings
nur 12% der Führungspositionen in
DAX-Unternehmen von Ingenieuren
besetzt. Stark vertreten sind hier Juris -
ten und Wirtschaftswissenschaftler.
Die Nähe zum Produkt erfordert aus

der Sicht des ZBI und IPW, verstärkt
Führungspositionen mit Ingenieuren
zu besetzen. Die oberen Sprossen der
Karriereleiter dürfen nicht für Juristen
und Betriebswirte reserviert sein. Es
reiche längst nicht mehr aus, sich ver-
stärkt auf Zahlen und Vertrieb zu fo -
kussieren. Technisches Know-how
muss in den Führungsetagen wieder
mehr gefragt sein. Wenn Firmen sich
am Markt behaupten wollen, müs sen
sie ihren Kunden innovative und intel-
ligente Problemlösungen bieten. Folg -
lich müssen bis in die oberste Füh -
rungsetage Ingenieure mit ihrem tech -
nischen Sachverstand vertreten sein.

Ingenieure müssen aber auch die
Chan ce bekommen, sich auf dieses
Mehr an Verantwortung vorzuberei-
ten. Wer sich als reiner Konstrukteur
sieht, wird als Ingenieur führungsmä-
ßig Probleme bekommen. Daher ist es
unabdingbar, dass Ingenieure sich
bereits während ihrer Bachelor- und
Masterausbildung interdisziplinär mit
den Anforderungen, die Führungsver -

antwortung stellt, reflektiert ausein-
andersetzen können. Die Herausfor -
de rungen durch eine Führungsrolle
müssen im Rahmen des Studiums da -
her umfassend und gleichberechtigt
vermittelt werden. Neben dem tech-
nisch-rationalen Weltbild, in dem alles
lo gisch scheint, hat die Menschen füh -
rung hierbei eine große Bedeu tung.
Menschen funktionieren anders als
Ma schinen. Es ist während des Stu -
diums ein klares Bekenntnis zur Füh -
rungsrolle zu vermitteln. Auch wenn
Inge nieure in der Regel keine gebore-
ne Führungstalente sind, kann Füh -
rung gelernt werden. 

Einen we sentl ichen Beitrag hierfür ist
der von Prof. Dr. Dreher formulierte
„Leonar dische Eid“ für ingenieurwis-
senschaftliche Hochschulcurricula, der
nicht nur die ethische Reflexion von
Entschei dun gen auf Führungsebene
einfordert, son dern auch aufzeigt,
wie diese vermittelt werden kann
ohne dass es zu einer Aufweichung
der Fachinhalte kommt.

M



Deutschland ist auf ausländische Fachkräfte angewiesen

Ingenieuraus- und Weiterbildung
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ie Bundesregierung hat die
Integration von Menschen
mit Migrationshintergrund

zu einer Schlüsselaufgabe ihrer Politik
gemacht. Handlungsfelder sind insbe-
sondere Sprache, Bildung und
Ausbildung sowie der Arbeitsmarkt. 

In Deutschland hat heute fast jeder
fünfte Einwohner einen Migrations -
hintergrund. Das sind knapp 16 Mil -
lionen Menschen. Ungefähr die Hälfte
dieser Menschen hat die deutsche
Staatsbürgerschaft. Deutschland ist in
Europa nach wie vor ein Haupt -

zielland von Migration und hat an
Attraktivität weiter gewonnen. Das ist
eine gute Nachricht. Denn wir alle
wissen, dass wir dringend auf auslän-
dische Fachkräfte angewiesen sind.
Integration ist ein Prozess, der allen
etwas abverlangt. Sie ist eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe. Für alle gilt
selbstverständlich die Werteordnung
des Grundgesetzes.

Alle jungen Menschen – ob mit oder
ohne Migrationshintergrund – müs-
sen die Chance auf eine Berufs -
ausbildung erhalten. Das war die

Forderung des siebten Integrations -
gipfels in Berlin. Bei der abschließen-
den Pressekonferenz sagte die Bun -
deskanzlerin, am Thema Ausbildung
habe sich gezeigt, dass Integration
keine Einbahnstraße sei. Menschen
mit Migrationshintergrund müssten
sich nicht einseitig in die Gesellschaft
integrieren – auch die Gesellschaft
müsse bereit sein, sich zu öffnen. Nur
in diesem gegenseitigen Miteinander
gelinge die Integration auch bei der
Ausbildung.

(Bundesregierung)

D

eutschland leidet derzeit
nicht unter einem akuten flä-
chendeckenden Fach kräf te -

mangel. Zu diesem Ergebnis kommt
die Bundesregierung in ihrem Fort -
schrittsbericht 2014 zum Fachkräfte -
konzept, der nun als Unterrichtung
(18/4015) vorliegt. Darin heißt es je -
doch weiter, dass bereits heute in Be -
zug auf bestimmte Qualifikationen,
Re gionen und Branchen Arbeits kräfte -
engpässe auftreten würden. Die Zahl
der sogenannten Engpassberufe habe
im Juni 2014 bei 19 Berufs gruppen

gelegen. Betroffen seien insbesondere
Gesundheits- und Pflege berufe sowie
technische Berufe. Zwar habe die stei-
gende Erwerbstätigkeit von Frauen
und Älteren und die hohe Nettozu -
wanderung der vergangenen Jahre
den demografischen Rückgang der
Be völkerung im erwerbsfähigen Alter
bislang ausgeglichen. Aktuelle Voraus -
berechnungen zeigten aber, dass wei-
ter mit einem Rückgang dieser Be -
völkerungsgruppe in mehrfacher Mil -
lionenhöhe zu rechnen sei, schreibt
die Bundesregierung. „Die Auszubil -

den den von heute sind die Fachkräfte
von morgen. Fehlen sie in der dualen
Ausbildung, so fehlen sie in den Be -
trieben“, mahnt die Regie rung und
plä diert für eine Stärkung der betrieb-
lichen Ausbildung. Für das Jahr 2030
erwartet die Bundes regierung die
größ ten Engpässe bei den Gesund -
heitsberufen, gefolgt von Managern
und Ingenieuren. Einen potenziellen
Überschuss werde es hingegen bei
Hilfs arbeitern und Büro berufen ge -
ben, heißt es in der Unterrichtung wei-
ter. (hib)

Fachkräftemangel ist ein Branchenproblem

D

Umweltabkommen
Die Bundesregierung erwartet ökonomische Vorteile aus
dem geplanten Abkommen zwischen 14 Staaten zur
Liberalisierung des Handels mit Umweltgütern (Environ -
mental Goods Agreement – EGA). Aus deutscher Perspek -
tive seien ökonomische Vorteile insoweit zu erwarten, als
Deutschland zum Beispiel im Bereich des Maschinen- und
Anlagenbaus für energiesparende Technologien bezie-
hungsweise im Bereich erneuerbare Energien modernste
Technologien anbieten könne, schreibt die Bundes re -
gierung in ihrer Antwort (18/3989) auf eine Kleine An -
frage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. (hib)

Bericht zur
Verkehrsinfrastruktur
Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infra -
struktur wird im Jahr 2015 einen Verkehrsinfra -
strukturbericht veröffentlichen, der zusammenfassend
den Zustand der Bundesverkehrswege transparent macht
und Aufschluss über den Nachholbedarf und die erforder-
lichen Investitionen geben wird. Dies schreibt die Bun -
desregierung in ihrer Antwort (18/4045) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke zum Bundesverkehrs -
wegeplan 2015. (hib)



undesbauministerin Barbara
Hendricks sieht die Bau bran -
che eng mit der Energie wen de

verbunden. Ansprüche an das Bauen
und die Anforderungen des Klima-
und Umweltschutzes seien nur schein-
bar unversöhnliche Gegen sätze. Pla -
ner und Architekten, Bau unternehmer
und Baustoffproduzen ten hätten sich
längst auf die Not wendigkeit energie-
sparender Gebäu de eingestellt, sagte
Hendricks am 19. Januar vor Teilneh -
mern einer Fach tagung des Bundes -
bauministeriums im Rahmen der Mes -
se BAU 2015 in München. Als Um -
welt- und Bauminis terin betrachte sie
es als ihre Aufgabe, dafür zu sorgen,
„dass die Wohn kosten bezahlbar blei-
ben und gleichzeitig der erforderliche
Beitrag zum Klimaschutz geleistet
wird“. Hen dricks gab neue Förder -
richt linien des Bundes für besonders
effiziente Neubauten von Schulen,
Kitas und anderen Bildungsein rich -
tungen be kannt und kündigte eine
Reform der Energieeinsparverordnung
für 2016 an. Nach ihrer Rede zeichne-
te sie gute Beispiele auf der BAU 2015
mit dem „Preis für Produktinnovation“
aus. Als Bau- und Umweltministerin
liege ihr die übergreifende Strategie
zum klimafreundlichen Bauen und

Wohnen besonders am Herzen, sagte
Hen dricks. Kernstück der Klima- und
Ener giepolitik bleibe das CO2-Ge -
bäudesanierungsprogramm, das bis
2018 weiterentwickelt, verstetigt und
um 200 Millionen Euro auf 2 Milliar -
den Euro aufgestockt werde. 

Hendricks: „Energieeffizienz haben
wir zu einer wichtigen Säule der
Energiewende gemacht. Maßnahmen
sollen da getroffen werden, wo der
größte vertretbare Effekt eintritt. Da -
zu zählen Maßnahmen an der Ge -
bäudehülle und der Einsatz geeigne-
ter Anlagentechnik. Die restliche be -
nötigte Energie soll perspektivisch aus
erneuerbaren Quellen stammen.“

Das Bundesbauministerium als Vor -
reiter hat bereits gemeinsam mit der
Bauforschung eine neue Gebäude -
generation praktisch erprobt: das Ef -
fizienzhaus-Plus. Diese innovativen
Gebäude erwirtschaften mehr Ener -
gie, als sie über ein Jahr verbrauchen.
Sie stehen damit beispielhaft für eine
wirtschaftlich vertretbare Umstellung
auf eine fast treibhausgasneutrale
Gesellschaft. Die Bundesbauminis terin
verwies darauf, dass für Bil dungs -
bauten, die nach dem erprobten
Standard „Energieeffizienzhaus-Plus“

errichtet werden, ab sofort eine neue
Förderrichtlinie zur Verfügung stehe.
Sie solle Anreize gegeben, den „Plus-
Energiestandard“ bei Modell vorhaben
an Kindertagesstätten, Schu len und
geeigneten universitären Einrichtun -
gen zu erproben. „Ich hoffe hier auf
viele innovative kommunale und priva-
te Partner“, sagte Hen dricks. 

Darüber hinaus kündigte Barbara
Hen dricks eine Novellierung der Ener -
gie einsparverordnung (EnEV) bis 2016
an. Damit sollten EU-Vorgaben umge-
setzt und der Niedrigst energie gebäu -
de-Standard eingeführt werden — ab
2019 für öffentliche und ab 2021 für
private Neubauten. Dabei werde auch
überprüft, wie Trans pa renz und Nach -
vollziehbarkeit der Ge bäude-Energie -
ausweise verbessert und ein besserer
Abgleich zwischen Erneuerbare-Wär -
me-Gesetz (EEWärmeG) und EnEV
her gestellt werden könne. Hendricks:
„Mir ist wichtig, dass wir auch bei der
Weiterentwicklung des Energieein -
sparrechts das Wirtschaftlichkeits -
gebot, die Technologieoffenheit und
den Verzicht auf Zwangssanierungen
als feste Eckpunkte der Politik beibe-
halten.“

(BMUB)
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Fördermittel-Ratgeber
Energetisch zu sanieren und zu modernisieren liegt im
Trend. Völlig zu Recht, denn sowohl viele ökologische als
auch ökonomische Gesichtspunkte sprechen dafür. Wer
baut, kann dabei auf finanzielle Hilfe bauen: Das Service -
portal sanier.de hat sämtliche Förder mög lichkeiten zu -
sammengestellt und zum Jahreswechsel auf den aktuell-
sten Stand gebracht. Das Serviceportal stellt die aktuell in
2015 gültigen Fördermög lichkeiten im Detail und thema-
tisch übersichtlich geordnet vor. Darüber hinaus enthält
die Web seite weitere Förderratgeber zu Energie -
beratungen, Solar thermie und Photo voltaik sowie diver-
sen Heiztechniken.

(www.sanier.de)

Flächenverbrauch
Der Flächenverbrauch, also der tägliche Zuwachs der Sied -
lungs- und Verkehrsflächen, ist Thema einer Kleinen An -
frage (18/3974) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Unter
anderem wollen die Abgeordneten von der Bundes regie -
rung erfahren, wie hoch der tägliche Flächenver brauch für
das Jahr 2013 war und mit welcher Flächen neu inan -
spruchnahme in jedem einzelnen Jahr bis 2020 zu rechnen
ist. Außerdem fragen sie, ob die Bundesregierung weiter-
hin am 30-Hektar-Ziel bis zum Jahr 2020 festhält und
wenn ja, mit welchen Maßnahmen sie es erreichen will.
Laut 30-Hektar-Ziel sollen im Jahr 2020 nur noch 30 Hektar
neue Freiflächen am Tag für Siedlungs- und Ver kehrs -
flächen in Anspruch genommen werden. (hib)



Industrial Data Space
Verlässlicher und sicherer Zugang zu Informationen
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ie Fraunhofer-Gesellschaft
und Partner aus der Industrie
starten gemeinsam mit Unter -

stützung der Bundesregierung (Bun -
desministerien für Bildung und For -
schung BMBF, für Wirtschaft und
Energie BMWi, für Verkehr und digita-
le Infrastruktur BMVI sowie des In -
neren BMI) ein Vorhaben, um einen
international offenen Datenraum für
die Wirtschaft zu schaffen – den
Industrial Data Space. Zugang und
Nutzung sollen für alle Unternehmen
offen sein, die sich an die gemeinsa-
men Standards halten. Ziel ist es,
sichere Lösungen für die alles durch-
dringende Digitalisierung und den
damit einhergehenden rasanten Wan -
del von industriellen Produktions- und
Geschäftsprozessen zu entwickeln.

„Daten sind das Lebenselixier eines
jeden Unternehmens. Ein verlässlicher
und sicherer Zugang zu Informationen
ist zentral für die wirtschaftliche und
gesellschaftliche Zukunft“, sagt Pro -
fessor Reimund Neugebauer, Präsident
der Fraunhofer-Gesellschaft. „Der ver-
netzte Datenraum, wie wir ihn planen,
soll zu einer effizienteren Wertschöp -
fung in allen wesentlichen Branchen
beitragen.“

„Gemeinsam wollen wir die Instru -
mente entwickeln, dass möglichst
viele Unternehmen erfolgreich an der
digitalen Industrierevolution teilneh-
men können. Unsere Wirtschaft in
Deutschland und Europa muss die

Kontrolle über die eigenen Daten
behalten. Zugleich brauchen gerade
kleinere und mittelständische Unter -
nehmen einen geschützten Raum, in
dem sie Daten nach selbst festgeleg-
ten Regeln miteinander teilen und
aus tauschen können“, sagte Bundes -
forschungsministerin Professor Johan -
na Wanka nach dem Spitzengespräch.
Die Bundesregierung unterstütze ganz
bewusst diesen dezentralen Ansatz,
um die Chancen von Industrie 4.0 für
möglichst viele Unternehmen zu eröff-
nen.

Staatssekretär Matthias Machnig vom
Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie unterstreicht: „Die Digitalisie -

rung der Wirtschaft ist eine der zentra-
len gesellschaftlichen und politischen
Gestaltungsaufgaben für Deutsch -
land. Das Thema Industrie 4.0 ist für
unseren Produktionsstandort von her-
ausragender Bedeutung. Unser Ziel ist
es, die Chancen dieser vierten indu-
striellen Revolution konsequent zu
nutzen. Die Schaffung eines Industrie-
und Wissenschaftskonsortiums zu
Fragen der Referenzarchitektur, der
Standardisierung, der Datensicherheit
etc. ist hierfür ein wichtiger Schritt,
der zeigt, dass Wirtschaft, Wissen -
schaft und Politik gemeinsam an
einem Strang ziehen.“

(Fraunhofer Gesellschaft)

D

GovData
Mit Beginn des neuen Jahres ist die Verantwortung für das bundesweite, ebenenübergreifende Datenportal „Gov Data“
vom Bund auf die Freie und Hansestadt Hamburg übergegangen. Nach fast zweijähriger Erprobungsphase im Rahmen
eines Forschungsprojekts übernimmt eine neu eingerichtete, bei der Finanzbehörde Hamburg angesiedelte Geschäfts- und
Koordinierungsstelle künftig die Verantwortung für GovData. Die Finanzierung des Portals teilen sich der Bund und die
Länder Baden-Württemberg, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Sachsen.
Grundlage der Zusammenarbeit sind eine Verwaltungsvereinbarung sowie Beschlüsse des IT-Planungsrats.

(www.govdata.de)

Bild © Dreamstime.com



ie Bundesregierung hat An -
fang Januar die „Eckpunkte
zur Reform des Vergabe -

rechts“ des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Energie im Kabinett
beschlossen. Bundesminister Gabriel
sagte dazu: „Von der öffentlichen
Beschaffung geht ein wichtiger Im -
puls für Wachstum und Wettbe werb
aus. Denn das jährliche bundesweite
Beschaffungsvolumen macht mindes -
tens 10 Prozent des deutschen Brut -
toinlandsprodukts aus. Bis April 2016
müssen wir drei neue EU-Richtlinien
zur Vergabe öffentlicher Aufträge und
Konzessionen umsetzen. Diese Gele -
genheit nutzen wir, um unser Verga -
berecht modern, einfach und anwen-
derfreundlich zu machen. Die Verga -
be verfahren werden effizienter und
schneller. Zudem wird die Möglichkeit
der öffentlichen Hand gestärkt, u.a.
auch soziale oder ökologische
Aspekte bei der Vergabe zu berük-
ksichtigen. Dadurch wird die Vergabe
öffentlicher Aufträge nachhaltiger.“

Der Europäische Gesetzgeber hat mit
dem Paket zur Modernisierung des
europäischen Vergaberechts ein voll-
ständig überarbeitetes Regelwerk für
die Vergabe öffentlicher Aufträge und
Konzessionen vorgelegt. Das Moder -
nisierungspaket umfasst drei
Richtlinien: 

n die Richtlinie über die öffentliche
Auftragsvergabe,

n die Richtlinie über die Vergabe von
Aufträgen in den Bereichen
Wasser-, Energie- und
Verkehrsversorgung sowie der
Postdienste (Sektoren) und

n die neue Richtlinie über die
Vergabe von Konzessionen.

I. Ziele der Modernisierung
des EU-Vergaberechts

Die EU-Vergaberechtsmodernisierung
zielt darauf ab, das Regelwerk für die

Vergaben entsprechend den aktuellen
Bedürfnissen des fortschreitenden
Binnenmarktes weiter zu entwickeln
und innerhalb der Europäischen
Union stärker zu vereinheitlichen. Die
Vergabeverfahren sollen effizienter,
einfacher und flexibler gestaltet und
die Teilnahme kleiner und mittlerer
Unternehmen an öffentlichen Verga -
be verfahren erleichtert werden.
Gleich zeitig ermöglicht es der neue
Rechtsrahmen den Vergabestellen,
die öffentliche Auftragsvergabe stär-
ker zur Unterstützung strategischer
Ziele zu nutzen. Dazu gehören vor
allem soziale, ökologische und inno-
vative Aspekte. Weiterhin regeln die
neuen EU-Richtlinien grundlegende
Ausnahmen vom Vergaberecht. Dies
bietet gerade Kommunen mehr
Rechts sicherheit bei der Erbringung
von Leistungen der Daseinsvorsorge. 

II. Leitlinien der Umsetzung
in das deutsche Recht

Wir wollen die Umsetzung der neuen
EU-Vergaberichtlinien in das deutsche
Recht nutzen, um ein anwender-
freundliches und modernes Vergabe -
recht zu schaffen, das rechtssichere
Vergaben im Wettbewerb und die
wirtschaftliche Verwendung öffent-
licher Haushaltsmittel ermöglicht.
Ausgehend vom Koalitionsvertrag
orientieren wir uns dabei insbesonde-
re an folgenden Leitlinien:

n Struktur und Inhalt des deutschen
Vergaberechts müssen einfach und
anwenderfreundlich sein.

n Eine wirtschaftliche Beschaffung
wird durch Wettbewerb, Trans -
parenz und Nichtdiskriminierung
sichergestellt. 

n Soziale, ökologische und innovati-
ve Aspekte sollen im Einklang mit
dem Wirtschaftlichkeitsgrundsatz
gestärkt werden. 

n Kommunale Handlungsspielräume
sollen erhalten bleiben. 

n Der bürokratische Aufwand für
Auftraggeber und Auftragnehmer
soll so gering wie möglich gehal-
ten werden.

n Öffentliche Aufträge im Inland und
im EU-Ausland sollen für deutsche
Unternehmen gleichermaßen
attrak tiver werden. Europa- und
bundesweit soll das Vergabever -
fahren daher möglichst einheitlich
sein. 

n Kleine und mittlere Unternehmen
dürfen im Wettbewerb um öffent-
liche Aufträge nicht benachteiligt
werden.

n Ein weitgehend digitalisierter Be -
schaffungsprozess wird ange-
strebt. 

n Wirtschaftsdelikten muss wirksam
entgegengewirkt werden.

n Die EU-Richtlinien werden „eins zu
eins“ in das deutsche Recht umge-
setzt.

III. Neue Struktur des
Vergaberechts

Die Umsetzung des Modernisie -
rungspakets bietet die Chance, die
komplexe Struktur des deutschen
Vergaberechts zu reformieren. Bislang
sind vergleichbare Sachverhalte in vie-
len Fällen mehrfach und ohne ersicht-
lichen Grund unterschiedlich geregelt.
Dies erschwert die Anwendung des
Vergaberechts in der Praxis. 

Wir wollen die Umsetzung der EU-
Vergaberichtlinien dazu nutzen, im
Bereich oberhalb der EU-Schwellen -
werte die Struktur des deutschen
Vergaberechts zu vereinfachen und
anwenderfreundlich zu gestalten. Die
wesentlichen gesetzlichen Vorgaben
bleiben im Gesetz gegen Wett -
bewerbsbeschränkungen (GWB) ver-
ankert. Wir werden insbesondere die
allgemeinen Grundsätze des Vergabe -
rechts, den Anwendungsbereich, die
Vergabearten, die neuen Vorgaben
der Richtlinien für die Kündigung und

Bericht aus Brüssel
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die Änderungen von Aufträgen und
Konzessionen während der Laufzeit,
die Gründe für den Ausschluss von
einem Vergabeverfahren und die
grundsätzlichen Anforderungen an
Eignung und Zuschlag im GWB
regeln. Dabei werden wir das GWB
grundlegend überarbeiten und über-
sichtlicher strukturieren.

Die Vergabeverordnung (VgV), die
Sektorenverordnung (SektVO), die
Verordnung über die Vergabe in den
Bereichen Verteidigung und Sicher -
heit (VSVgV) und die Vergabe- und
Vertragsordnung für Bauleistungen
(VOB/A) regeln die Einzelheiten des
Vergabeverfahrens. 

Das Vergabeverfahren für Liefer- und
Dienstleistungen sowie für freiberufli-
che Leistungen werden wir in der VgV
zusammenführen. 

Die spezifischen Vergabevorschriften
zur Vergabe von Architekten- und
Ingenieurleistungen (bislang Kapitel 3
der VOF) und die Vorschriften zu
Wettbewerben (Auslobungsver fah -
ren) im Bereich der Raumplanung, des
Städtebaus und des Bauwesens (bis-
lang Kapitel 2 der VOF) werden künf-
tig als neuer Abschnitt in der VgV her-
vorgehoben. Dieser Abschnitt wird
vom BMUB erarbeitet und steht ab -
weichend von der sonstigen Feder -
füh rung des BMWi unter gemeinsa-
mer Federführung von BMWi und
BMUB.

Bauspezifische Vergabeverfahren wer-
den weiterhin in der VOB/A durch den
Deutschen Vergabe- und Vertragsaus -
schuss für Bauleistungen geregelt.
Damit tragen wir den Besonderheiten
der Bauleistungen bei öffentlichen
Aufträgen Rechnung.

Die Konzessions-Richtlinie werden wir
in einer eigenständigen Rechtsver -
ordnung über die Konzessions ver -
gabe umsetzen. Dabei werden die
spe zifischen Belange der Baukon -
zession berücksichtigt.

Wir werden die Expertise der Wirt -
schaftsverbände und öffentlichen
Auf traggeber in diesem Prozess inten-
siv nutzen. Dabei kommt den Ver -
gabe- und Vertragsausschüssen eine
wichtige Rolle zu.

Nach Umsetzung der EU-Vergabe -
richtlinien wird zeitnah der Anpas -
sungsbedarf für Vergaben unterhalb
der EU-Schwellenwerte geprüft.

IV. Inhaltliche Schwerpunkte
der Vergaberechts -
modernisierung

Vergabeverfahren vereinfachen und
flexibler gestalten

Vergaberechtliche Anforderungen an
die Bieter dürfen nicht über das not-
wendige Maß hinausgehen. Kosten -
intensive Verfahren belasten Unter -
nehmen und wirken sich für Auftrag -
geber negativ auf das Preis-Leistungs-
Verhältnis der Beschaffung aus. Wir
werden daher einfachere, schnellere
und effizientere Verfahren ermög-
lichen. Wir werden die Handlungs -
spielräume des neuen europäischen
Rechtsrahmens nutzen, um das Ver -
ga beverfahren flexibler zu gestalten.
Die Möglichkeit zur Verhandlung mit
den Bietern werden wir entsprechend
den neuen Vorgaben der Richtlinien
ausweiten. Vorbehaltlich des Grund -
satzes der Wirtschaftlichkeit und des
Wettbewerbs werden öffentliche
Auftraggeber zudem zwischen offe-

nem und nichtoffenem Verfahren frei
wählen können.

Nachhaltige und innovative
Beschaffung stärken

Das deutsche Vergaberecht ermög-
licht es Auftraggebern bereits heute,
durch entsprechende Vorgaben
öffentliche Gelder sozial und ökolo-
gisch verantwortungsvoll zu verwen-
den. Im Hinblick auf die vielfältigen
landesgesetzlichen Vorgaben ist es
aber für Unternehmen häufig schwie-
rig nachzuweisen, dass sie die Anfor -
derungen erfüllen. 

Unter Beachtung des Ziels der wirt-
schaftlichen Beschaffung sollen, wo
möglich, soziale, ökologische und in -
novative Aspekte bei der öffentlichen
Beschaffung stärker Berück sichtigung
finden. Daher wollen wir auf Bundes -
ebene Nachhaltigkeit und Innova tio -
nen bei der Beschaffung in Deutsch -
land beispielgebend stärken und wei -
terentwickeln. Dies kommt auch Un -
ter nehmen zu Gute, die ihrer Ver ant -
wortung bis hinein in die Pro duktions-
und Lieferkette nachkommen. Auf -
traggeber sollen bei der Beschreibung
der Leistung und bei der Festlegung
von Zuschlagskriterien – anders als
bisher – unter bestimmten Vorausset -
zungen pauschal auf Gütezeichen
(Labels) verweisen können. Auftrag -
geber müssen bei der Auftragsver -
gabe auch in Zukunft den Zuschlag
auf das wirtschaftlichste Angebot
erteilen. Dabei können je doch neben
dem Preis und den Kosten, einschließ-
lich der Lebens zykluskosten, soziale,
ökologische und innovative Aspekte
unter Be achtung des Wirtschaftlich -
keits grund satzes stärker in die Be -
wertung einfließen. 

� Ihr direkter Draht ...
zum ZBI-Hauptstadtbüro:

Tel.: 030 /851 03 687 · E-Mail: info@zbi-berlin.de
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Der öffentliche Auftraggeber kann
hierbei konkrete Vorgaben zu den
um weltbezogenen und sozialen Ei -
gen schaften der zu beschaffenden
Leis tun gen machen. Bedingung ist
wie bisher, dass eine Verbindung zum
Auf tragsgegenstand besteht. Diese
Ver bin dung zum Auftragsgegenstand
ist entsprechend der EU-Vergabe richt -
linien unter anderem auch anzuneh-
men, wenn sich die Anforderung auf
ein Stadium des Produktions pro zesses
bezieht. Bei der Beschaffung von
sicher heitsrelevanten Produkten und
Dienstleistungen muss es möglich
sein, besondere Anforderungen an
den Bieter zu stellen.

Regeln zur Eignungsprüfung
 vereinfachen

Öffentliche Aufträge dürfen nur an
geeignete Unternehmen vergeben
werden. Der Nachweis und die Prü -
fung dieser Vorgaben verursachen in
der Praxis zum Teil hohen bürokrati-
schen Aufwand. Nachweispflichten
dürfen die Unternehmen jedoch nicht
über das erforderliche Maß belasten.
Zudem müssen auch der Kontrollauf -
wand für den Auftraggeber be -
herrschbar und das Vergabeverfahren
praktikabel bleiben.

Mit der Einführung der Einheitlichen
Europäischen Eigenerklärung wird die
Pflicht, umfangreiche Nachweise und
Bescheinigungen bereits in einem frü-
hen Stadium des Verfahrens vorzule-
gen, durch die Abgabe einfacher Er -
klä rungen der Bieter ersetzt. Damit
ent lasten wir die Bieter und senken
die Hemmschwelle zur Teilnahme an
Ver gabeverfahren. Künftig werden
ausschließlich Bieter, die für den Zu -
schlag in Betracht kommen, die er -
forderli chen Bescheinigungen einrei-
chen müssen. Die Einführung der
Einheitlichen Euro päischen Eigener -
klärung muss so ausgestaltet sein,
dass diese mit den bestehenden
Systemen zur Präqualifi zierung kom-
patibel ist. Daher werden wir darauf
achten, dass die Einfüh rung der
Einheitlichen Europäischen Eigener -
klä rung die bestehenden Sys teme
sinnvoll ergänzt.

Arbeits- und sozialrechtliche
Verpflichtungen beachten 

Wir wollen sicherstellen, dass Unter -
nehmen bei der Ausführung öffent-
licher Aufträge die geltenden arbeits-
und sozialrechtlichen Verpflichtungen
einhalten. Dazu können auch Aspekte
der Gleichstellung gehören.

Auf Länderebene bestehen zudem
bereits Vergabegesetze, die die Ver -
gabe öffentlicher Aufträge von der
Einhaltung allgemein verbindlicher
Tarifverträge abhängig machen. Wir
werden im GWB insbesondere fest-
schreiben, dass bei der Ausführung
von Aufträgen ein bundesweiter ge -
setzlicher Mindestlohn, Mindestlöhne
nach dem Arbeitnehmerentsende -
gesetz und für allgemeinverbindlich
erklärte Tarifverträge einzuhalten
sind. Damit flankieren wir die Ein -
haltung dieser Verpflichtungen auch
über das Vergaberecht. 

Freiräume für die öffentliche Hand
erhalten

Das Vergaberecht kommt weiterhin
erst zum Zuge, wenn öffentliche Auf -
traggeber Leistungen von Unterneh -
men am Markt nachfragen. Ent -
scheidet sich eine Kommune, eine
Leistung selbst zu erbringen, findet
das Vergaberecht keine Anwendung.
Die neuen EU-Richtlinien definieren
hierfür erstmals die genauen Voraus -
setzungen. Dadurch erhalten Kom -
mu nen ein hohes Maß an Rechts -
sicher heit, staatliche Aufgaben in Zu -
sammenarbeit mit anderen Kommu -
nen oder durch eigene Unternehmen
erfüllen zu können. 

Zentrale Leistungen der Daseinsvor -
sorge sollen dadurch auch weiterhin
sowohl in öffentlicher als auch in pri-
vater Verantwortung verbraucher-
freundlich und kostengünstig er -
bracht werden können. Wir werden
die EU-Regelungen zur öffentlich-
öffentlichen Zusammenarbeit deshalb
„eins zu eins“ im GWB umsetzen.
Ebenso werden wir weitere Ausnah -
men vom EU-Vergaberecht, wie zum
Beispiel für die Konzessionen im Be -

reich der Trinkwasserversorgung und
für die Vergabe von Rettungsdiens -
ten, in das GWB übernehmen.

Vergabe von sozialen
Dienstleistungen erleichtern

Dienstleistungen im Gesundheits-,
Sozial- und Bildungsbereich haben
nur begrenzte Auswirkungen auf den
Binnenmarkt. Die EU-Richtlinien er -
möglichen es daher den Mitglied -
staaten, für bestimmte – insbesonde-
re soziale – Dienstleistungen verein-
fachte Vergabeverfahren vorzusehen.
Diesen Spielraum wollen wir für die
Umsetzung nutzen und ein deutlich
erleichtertes Vergabeverfahren für
soziale Dienstleistungen einführen.
Als eine Umsetzungsoption kommt in
Frage, dass öffentliche Auftraggeber
künftig zwischen den Verfahrensarten
wählen können.

Mittelstandsfreundliche Vergabe
gewährleisten

Ein wichtiges Ziel der EU-Vergabe -
modernisierung ist es, für kleine und
mittlere Unternehmen den Zugang zu
öffentlichen Aufträgen zu erleichtern.
Bei der Ausgestaltung der Vergabe -
verfahren liegt es im Interesse unserer
Wirtschaft, mittelständische Interes -
sen besonders zu beachten. Hohe
Auftragsvolumina und unangemesse-
ne Anforderungen an die wirtschaftli-
che Leistungsfähigkeit können kleine
und mittlere Unternehmen im Verga -
beverfahren überfordern. Wir wollen
den im GWB verankerten Grundsatz
beibehalten, wonach Aufträge ver-
pflichtend in Lose aufzuteilen sind. 

Kleinen und mittleren Unternehmen
soll der Nachweis der wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit erleichtert werden.
Soweit ein Mindestumsatz zum
Nachweis der wirtschaftlichen Leis -
tungsfähigkeit verlangt wird, werden
wir dafür eine Höchstgrenze setzen. 

Den Erfordernissen bei der Vergabe
von freiberuflichen Dienstleistungen,
wie etwa den bestehenden Honorar -
regeln und der Bedeutung qualitativer
Kriterien bei der Bewertung von
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Angeboten, werden wir Rechnung
tragen. Auch kleinere Büros und Neu -
einsteiger müssen eine reale Chance
haben, Aufträge zu erhalten. 

Den Belangen von Menschen mit
Behinderungen Rechnung tragen

Bei jeder Beschaffung, die von Men -
schen genutzt wird, müssen – außer
in ordnungsgemäß begründeten
Fällen – die technischen Spezifika -
tionen unter Berücksichtigung der
Barrierefreiheit erstellt werden. Bei
der Wertung der Angebote in einem
Vergabeverfahren wird ein mögliches
Kriterium „Design für Alle“ sein.
Elektronische Mittel, die im Vergabe -
verfahren verwendet werden, sind
möglichst so zu gestalten, dass nie-
mand beim Zugang sowie bei der
Nutzung beeinträchtigt wird. Darüber
hinaus wird es Auftraggebern ermög-
licht, öffentliche Aufträge nur an
Werkstätten für behinderte Men -
schen zu vergeben.

Wirtschaftskriminalität wirksam
bekämpfen 

Wirtschaftsdelikte dürfen auch bei
der Vergabe öffentlicher Aufträge
nicht ohne Folgen bleiben. Wer sich
wegen Wirtschaftsdelikten strafbar
gemacht hat, soll nicht von öffent-
lichen Aufträgen profitieren. Um wie-
der an Vergabeverfahren teilnehmen
zu dürfen, erhalten betroffene Unter -
nehmen die Möglichkeit, durchge-
führte Maßnahmen der Selbstreini -
gung nachzuweisen. Einzelheiten der
Ausschlussgründe wie auch der
Selbst reinigung sollen im Rahmen der

Umsetzung für Auftragnehmer aller
Bereiche im GWB geregelt werden. 

Bislang ist es angesichts einer Vielzahl
unterschiedlicher Regelungen auf
Landesebene für öffentliche Auftrag -
geber schwierig nachzuprüfen, ob es
bei einem Unternehmen zu Straftaten
gekommen ist. Wir wollen deshalb im
Zusammenhang mit der Umsetzung
der EU-Vergaberichtlinien die Ein -
führung eines zentralen bundesweiten
Vergabeausschlussregisters und die
Vereinheitlichung der inhaltlichen
Regelungen prüfen. Damit wollen wir
sicherstellen, dass öffentliche Auf trag -
geber bundesweit von Wirt schafts -
delikten erfahren und nach den glei-
chen Regeln vorgegangen wird. 

Elektronische Kommunikation für
das Vergabeverfahren nutzen

Die EU-Richtlinien sehen die verbindli-
che Einführung der elektronischen
Kommunikation im Vergabeverfahren
vor. Das ist ein wesentlicher Beitrag
zur Vereinfachung und zur Trans -
parenz des Vergabeverfahrens. So
müssen Angebote künftig grundsätz-
lich elektronisch eingereicht werden.
Ausnahmen sind abschließend defi-
niert. Insbesondere kommunale Ver -
gabestellen und kleine und mittlere
Unternehmen haben somit einen
erheblichen Umstellungsaufwand zu
bewältigen. Wir werden im Rahmen
der Umsetzung darauf achten, dass
alle Betroffenen ausreichend Zeit für
die notwendigen technischen Anpas -
sun gen haben. Daher sollen die be -
troffenen Vergabestellen die längere
Umsetzungsfrist für die Einführung

der elektronischen Kommunikation
voll ausschöpfen können. Im Übrigen
werden die rechtlichen Vorgaben zur
elektronischen Kommunikation und
zum Datenaustausch mithilfe von
elektronischen Mitteln für die ver -
schie denen Leistungsarten einheitlich
ausgestaltet. Die Umstellung auf E-
Vergabe für Bund, Länder und Kom -
munen wird eng durch den IT-Pla -
nungsrat begleitet.

Verlässliche Datengrundlage für
öffentliche Auftragsvergabe 
schaffen

Verlässliche Daten zur öffentlichen
Auftragsvergabe fehlen bislang in
Deutschland. Das jährliche Gesamt -
volumen der öffentlichen Beschaf -
fung etwa ist nicht bekannt. Wir wol-
len – auch mit Blick auf die Vorgaben
der neuen EU-Richtlinien – die Da -
tenlage für Auftragsvergaben deutlich
verbessern. Nur so können wir zum
Beispiel auswerten, wie sich die Nut -
zung verschiedener Vergabearten und
die Berücksichtigung sozialer und
ökologischer Aspekte in der Ver -
gabepraxis gestalten.

Zeitplan der Umsetzung

n Kabinettbeschluss zur GWB-
Novelle: Frühjahr 2015

n Gesetzgebung Bundestag und
Bundesrat: Herbst 2015

n Kabinettbeschluss zu den
Verordnungen: Herbst 2015

n Bundesrat-Zustimmung: Winter
2015/2016

n Inkrafttreten Umsetzung: 18. April
2016
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Energetische
Gebäudesanierung
Der von der Bundesregierung soeben
veranlasste Stopp der zuvor bereits
fest zugesicherten und öffentlich ver-
kündeten Maßnahme zur steuerlichen
Förderung der energetischen Gebäu -
desanierung hat beim BDB-Präsidium
auf seiner Sitzung am 27. Februar
massiven Unmut und Verärgerung
hervorgerufen. Es sei nicht hinnehm-
bar, dass einzelne Interessen dazu
führen, dass die von BDB seit Jahren
geforderte Aufgabe der energeti-
schen Gebäudesanierung als größtes
Potenzial zur Umsetzung von Klima -
schutzmaßnahmen nicht in Angriff
genommen wird, zumal sich wichtige
Investoren bereits auf die steuerliche
Förderung eingestellt hätten und nun-
mehr ihr Vertrauen in die Zusagen der
Bundesregierung stark erschüttert
worden sei.

BDB-Präsident Hans Georg Wagner
machte in einem ersten Statement
nach Bekanntwerden dieses Be schlus -
ses der Bundesregierung deutlich,
dass diese Entscheidung fatale Folgen
für die Zielsetzung der Bun desre gie -
rung haben würde, den CO2-Ausstoß
bis zum Jahre 2020 um 25% zu redu-
zieren. „Es ist geradezu unverantwort-
lich, dass die Bundesregie rung damit
die selbst formulierten und umweltpo-
litisch dringend notwendigen Ziele auf
diesem Wege konterkariert“, so Hans
Georg Wag ner in seiner Analyse. Des
Weiteren trage auch eine derartig
sprunghafte Meinungsänderung nicht
dazu bei, das Vertrauen in längerfristi-
ge kalkulierbare Rahmenbedingungen
der Wohnungseigentümer und der
Woh nungswirtschaft zu festigen. Die -
se Entscheidung werde auch Arbeits -
 plätze und Wachstum im bauausfüh-

renden Handwerk sowie bei den
mittelständischen Architektur- und
Ingenieurbüros gefährden. BDB-Prä -
sident Wagner appellierte an Bun des -
regierung und die Ministerprä siden ten
der Länder, kleinliche Be denken oder
Partikularinteressen zu rück zu stellen
und diese wichtigste Maßnah me im
Gesamtinteresse von Gesell schaft und
Umwelt – wie ur sprünglich beabsich-
tigt und kommuniziert – rückwirkend
zum Januar 2015 in Kraft zu setzen.

(BDB Bund)

BWK Küstentag
Am 24. April findet der diesjährige
BWK-Küstentag in Husum statt. Der
BWK-Küstentag wird gemeinsam von
den BWK-Landesverbänden Mecklen -
burg-Vorpommern, Niedersachsen/
Bre men und Schleswig-Holstein/Ham -
burg durchgeführt und findet jedes
Jahr im April in wechselnden Küsten -
orten der fünf deutschen Küsten -
länder statt. Die BWK-Landesver -
bände wollen mit dem Küstentag
dazu beitragen, das Küsteningenieur -
wesen im Bewusstsein von Politik,
Bevölkerung und Fachwelt zu stärken. 

Zum 4. BWK-Küstentag lädt der Lan -
des verband Schleswig-Holstein/Ham -
burg recht herzlich nach Husum ein.

(BWK HH/S-H)

Frequenz -
versteigerung 
Die Ingenieure für Kommunikation
(IfKom) halten die Einnahmen aus der
geplanten Frequenzversteigerung für
nicht ausreichend, um den Breitband -

ausbau maßgeblich voranzutreiben.
Zudem können höhere Funkkapazi -
täten und mehr Spektrum den Glas -
faserausbau nicht ersetzen. Um das
im Koalitionsvertrag vereinbarte Ziel
eines flächendeckenden Breit band -
aus baus mit mindestens 50 Megabit
pro Sekunde bis 2018 zu erreichen,
setzt die Bundesregierung auf einen
Technologiemix aus Festnetz und
Funklösungen. Dies kann aus Sicht
der IfKom nur eine Übergangslösung
sein. Mit allen großen Branchenver -
bänden sind sich die Ingenieure für
Kommunikation einig, dass am Glas -
faserausbau kein Weg vorbei geht. 

Mit einer Rechtsverordnung hat die
Bundesregierung im Februar die Vor -
aus setzungen für die Versteigerung
von Frequenzen im 700 Megaherz-
Bereich geschaffen. Dafür muss das
digitale Antennenfernsehen vom
Stan dard DVB-T auf den neuen Stan -
dard DVB-T2 umgestellt werden. Die
Sendeanstalten wollen jedoch erst
2017 mit der Umstellung beginnen.
Die Frequenzen will die Bundesnetz -
agentur jedoch bereits in diesem Jahr
an Mobilfunkbetreiber versteigern. 

Diese zeitlichen Abhängigkeiten las-
sen Zweifel aufkommen, ob und in
wie weit diese Frequenzversteigerung
einen signifikanten Beitrag zum Breit -
bandausbauziel leisten kann. Hinzu
kommt die Erwartung des Bundes -
minis ters für Verkehr und digitale
Infrastruktur auf eine Milliardenein -
nahme aus der Versteigerung, die er
in den Breitbandausbau fließen las-
sen möchte. Auf eine genauere
Schät zung will sich der Minister je -
doch nicht einlassen. Außerdem
muss er sich diese Einnahmen mit
den Bun desländern teilen. Opposi -
tions kreise im Bundestag vermuten
bereits Ein nahmen für den Bund von
weniger als einer Milliarde Euro nach
Abzug aller Kosten. Damit wäre die
derzeit einzige verlässliche Finan -
zierungsquelle nur ein Tropfen auf
den heißen Stein. Gerade im länd-
lichen Raum sprechen Studien von
einer Finanzierungslücke im zweistel-
ligen Milliardenbereich.
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Auch wenn die Zahl der Geräte für
Funkbetrieb stetig zunimmt und
heute gerne per Mobilfunk oder
WLAN „ins Netz gegangen wird“, ist
nach Auffassung der IfKom ein flä-
chendeckender Glasfaserausbau das
wichtigste Ziel für einen sicheren
Breitbandzugang mit hoher Kapazität
und Verfügbarkeit. Funklösungen
müssen sich immer den Frequenz -
bereich einer Funkzelle mit anderen
teilen, eine garantierte Bandbreite
kann es daher bei der Funkanbindung
nicht geben.

Aber auch das Aufrüsten der vorhan-
denen Kupfernetze mit Vectoring,
G.Fast oder ähnlichen Technologien
kann nur eine Übergangslösung sein.
Zudem bindet sie Kapital, das nicht
für den Glasfaserausbau zur Verfü -
gung steht und steuert Investitionen
somit in eine kritische Richtung.

Die IfKom rufen daher alle im Markt
agierenden Unternehmen und die
Politik auf, gemeinsam die Investi -
tionen in die richtige Richtung zu len-
ken und Finanzierungslücken zu
schließen. Das Ziel kann nur ein flä-
chendeckender Glasfaserausbau sein.

(IfKom)

Ingenieurkompetenz
fördern – Maritime
Wirtschaft sichern 
Unter dem Leitthema „Ingenieur -
kompetenz fördern – Maritime Wirt -
schaft sichern“ veranstaltet der In -
genieurverband Wasser-und Schiff -
fahrtsverwaltung (IWSV) am 8. Mai
2015 seine 47. Mitgliederver samm -
lung in Bremerhaven. Im Rahmen
einer öffentlichen Vortragsveran stal -
tung wird über die Aufgaben und die
Zukunft der Ingenieure in der Wasser-

und Schifffahrtsverwaltung, die her-
ausragende Bedeutung der Maritimen
Wirtschaft für den Standort Deutsch -
land, über geplante und aktuelle
Baumaßnahmen, wie Hafenanlagen
und Kajen an Weser und Nordsee,
sowie über die herausragende Rolle
der WSV für die Sicherheit und
Leichtigkeit des Schiffsverkehrs refe-
riert und diskutiert. 

Dipl.-Ing. Kerstin Metzner, Bundesvor -
sitzendes des IWSV: „Die maritime
Wirtschaft hat wesentlichen Einfluss
auf die internationale Konkurrenz -
fähigkeit der deutschen Industrie.
Voraussetzung für die Sicherstellung
der erforderlichen Infrastruktur mit all
den Häfen und Wasserstraßen ist eine
ausreichende Ingenieurkompetenz
vor Ort. In Zeiten eines eklatanten
Fachkräftemangels gewinnt die För -
derung eigener Ingenieurkapazitäten
zunehmend an Bedeutung. Die Ver -
anstaltung liefert interessante Ein -
blicke in die Aufgabenvielfalt der
WSV-Ingenieure.“ 

Im Anschluss an die Vortagsblöcke
findet am Nachmittag die interne
Mitgliederversammlung statt. Hin wei -
se zur Veranstaltung sowie weiterge-
hende Informationen sind der Home -
page unter www.iwsv.de zu entneh-
men.

Der Ingenieurverband Wasser-und
Schifffahrtsverwaltung e.V. (IWSV) ist
ein berufsständischer Verband der
Ingenieur/innen aller Fachdisziplinen,
die im Verkehrssystem Wasserstraße /
Schifffahrt / Hafen tätig sind. Ziele des
Verbandes sind die Anerkennung der
Ingenieurtätigkeit in der Gesellschaft
sowie die Berücksichtigung ihres
Sach verstandes bei politischen Ent -
scheidungen. Der IWSV setzt sich für
die Gleichbehandlung der Wasser -
straßen mit anderen Verkehrsträgern
und für deren Förderung als umwelt-
freundliches, sicheres und energie-
spa rendes Verkehrssystem ein.
Schwer punkt der Verbandsarbeit ist
daneben die Unterstützung der beruf-
lichen Entwicklung der Ingenieur/in -
nen durch fachliche Weiterbildung im
Rahmen des technischen Fortschritts.

Damit leistet der IWSV einen wesent-
lichen Beitrag zur Sicherstellung der
Sach-und Fachkompetenz in der Was -
ser-und Schifffahrtsverwaltung. 

Der IWSV ist seit über 50 Jahren Mit -
glied im Dachverband Zentralverband
der Ingenieurvereine e.V. (ZBI), der mit
über 50.000 Mitgliedern zu den größ-
ten Ingenieurverbänden Deutschlands
zählt.

(IWSV)

Allianz pro Schiene
Der neue Präsident des Verbandes
Deut scher Eisenbahningenieure (VDEI),
Thomas Mainka, wurde bei der Mit -
gliederversammlung am 11. Dezem -
ber 2014 in Berlin in den Vorstand der
Allianz pro Schiene gewählt. Mainka
folgt damit seinem Vorgänger, Frank
Lademann, der den VDEI bisher im
Vorstand der Allianz pro Schiene re -
präsentiert hat. In dem Verkehrs -
bündnis arbeiten 21 Non-Profit-Ver -
bände und mehr als 120 Unter neh -
men aus der gesamten Eisenbahn -
branche dauerhaft zusammen. Zu -
sammen vertreten sie über 2 Millio -
nen Mitglieder. Das Hauptziel der

Thomas Mainka
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Allianz pro Schiene ist die Steigerung
des Marktanteils des Schienenver -
kehrs – sowohl im Personen- als auch
im Güterverkehr. 

Im neunköpfigen Vorstand des Ver -
kehrsbündnisses sind außerdem: Karl-
Peter Naumann, Ehrenvorsitzender
des Fahrgastverbandes Pro Bahn,
Susanne Kortendick, oberste Perso -
nal verantwortliche von Bombardier
Deutschland, Richard Mergner, Ver -
kehrspolitischer Sprecher des BUND,
Wilfried Messner, Bundesvorsitzender
der BF Bahnen sowie Herbert Sonn -
tag, Vizepräsident der TH Wildau.

Mainka ist seit dem 17.Oktober 2014
Präsident des VDEI. Der promovierte
Bauingenieur lebt in Münster, wo er
als selbständiger Berater tätig ist. Au -
ßer seinem Sitz im Vorstand der Al -
lianz pro Schiene ist Mainka Mit glied
im Beirat der Akademie für Bau ma -
nagement der Hochschule Müns ter.

(VDEI)

Schieneninfrastruktur
Der Vorstandsvorsitzende der DB Netz
AG, Frank Sennhenn, zog am 26. Fe -
bruar 2015 in einem Vortrag beim
VDEI Bilanz über die erfolgreiche Sta -
bilisierung der DB Netz AG im Jahre
2014 und welche Auswirkungen sich
darauf für die Schieneninfrastruktur
ergeben. Mit der Schaffung eines ei -
genen Vorstandsressorts „Netzpla -
nung und Großprojekte“ Anfang
2014 schuf die DB Netz AG die Vor -
aussetzung dafür, große Infrastruktur-
Bauprojekte zuverlässiger und wirt-
schaftlicher umzusetzen. „Auch im
bestehenden Netz bewegt sich viel:
mit 28 Milliarden Euro für die Jahre
2015 bis 2019 setzt die Deutsche
Bahn das bisher größte Modernisie -
rungs programm der deutschen Schie -
neninfrastruktur um", so Sennhenn.
Die Mittel stammen von der Deut -
schen Bahn und dem Bund, wobei
eine entscheidende Neuerung des
Projektes darin besteht, dass der Ge -
winn der Infrastrukturunternehmen

zukünftig vollständig in die Verbesse -
rung des Bestandsnetzes reininvestiert
wird.

„Auf diese Weise konnten beispiels-
weise schnell und effizient Maß nah -
men ergriffen werden, um die zeit-
weise kritische Personalsituation im
Bereich der Fahrdienstleiter im Raum
Main zu kompensieren“, so Senn -
henn.

Auch für die fernere Zukunft hat die
DB Netz AG mit der Netzkonzeption
2030 bereits einen umfassenden Plan
erarbeitet, um wie z.B. die Hoch -
geschwindigkeitsnetze für den Fern -
verkehr und das Schienennetz in den
Metropolregionen verbessert werden
können. Um die prognostizierten
Verkehrszuwächse bewältigen zu
können, sollen unter anderem die
Kapazitäten für den Güterverkehr und
in den Verkehrsknoten gesteigert
werden und weitere Korridore für 740
m lange Güterzüge auf ausgewählten
Strecken entstehen.

(VDEI)

Interessengemein -
schaft Geodäsie
Die Geodäsie-Verbände BDVI, VDV
und DVW haben eine Vereinbarung
zur Bildung der „InteressenGe mein -
schaft Geodäsie (IGG)“ unterzeichnet.
Ziele dieser Allianz sind ein gemein-
schaftliches Auftreten gegenüber
Gesellschaft und Politik sowie koordi-
nierte Nachwuchsaktivitäten ange-
sichts des Fachkräftemangels. Damit
soll die hohe gesellschaftliche und
wirtschaftliche Bedeutung geodäti-
scher Expertise von Vermessung über
Geoinformation, Wertermittlung bis
Landmanagement in den öffentlichen
Fokus gerückt werden. In gemeinsa-
mer Verantwortung soll das Berufs -
feld der Geodäsie als Ingenieur dis -
ziplin zur Lösung wichtiger gesell-

schaftlicher Fragen zukunftsfähig ent-
wickelt werden. 

Nach über einem Jahr gemeinsamer
Aktivitäten bewerten die Mitglieder
der IGG auf ihrer Jahressitzung am
30./31.01.2015 in Hannover die Bi -
lanz der Zusammenarbeit als ausge-
sprochen positiv. Einer Umfrage des
DVW zufolge werden diese Initiativen
vom weit überwiegenden Teil der
Mitgliedschaft als wichtig bis äußerst
wichtig eingestuft. Zu den wesent-
lichen Eckpunkten des vergangenen
Jahres zählen 

n die wiederum erfolgreiche Präsen -
tation auf dem INTERGEO-Ver -
bändepark,

n die Etablierung der GEODÄSIE-
AKADEMIE mit einem gemeinsa-
men Internetauftritt, einem ein-
heitlichen Layout der Ankündi -
gungen und Dokumentationen
sowie dem gemeinsamen Veran -
staltungskalender, 

n die Fortsetzung der Imagekam -
pagne mit dem Thema der Infra -
strukturmodernisierung auf der
Grundlage des Positionspapiers
„Geodäten! Vernetzen! Deutsch -
land!“ einschließlich einer Medien -
konferenz auf der INTERGEO und
der Vorstellung vor Mitgliedern
des Ausschusses für Verkehr und
digitale Infrastruktur des Deut -
schen Bundestages zur geodäti-
schen Expertise für die Modernisie -
rung unserer Infrastrukturen,

n die Fortentwicklung der Nach -
wuchsplattform www.arbeitsplatz-
erde.de,

n die Herausgabe des Pixi-Büchleins
„Ich hab eine Freundin, die ist
Geodätin“ mit einer inzwischen
vergriffenen Auflage von 135.000
Exemplaren,

n die intensive Öffentlichkeits- und
Medienarbeit nach innen und
außen in den Verbandsorganen
und der einschlägigen Fachpresse
sowie bei Präsentationen auf
Fachveranstaltungen.

Alles über die InteressenGemeinschaft
Geodäsie erfahren Sie auf www.ig-
geodaesie.de. (VDV)






